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Koalition: Kein Entgegenkommen der VU auf Vorschläge der FBP 
Gestern abend trafen sich die Verhandlungsdelegationen zu  einer weiteren Verhandlungsrunde - Ohne Termin Verhandlung beendet 

(G.M.) - Die VU-Verhandlungsdele-
gation zeigte sich bei der Verhandlungs­
runde am Ereitag abend nicht kompro-
missbereit, sondern- beharrte auf ihren 
Forderungen nach Rotation beim Land-
tagspräsidium sowie bei der Beschäfti­
gungsquote der nebenamtlichen Regie­
rungsmitglieder. Die Verhandlung wur­
de abgebrochen, wie FBP-Präsident Dr. 
Hansjörg Marxer erklärte, ohne dass ein 
neuer Termin für eine neue Verhand­
lungsrunde abgemacht wurde. Der FBP-
Präsident betonte jedoch, dass die 
Angebote der FBP-Verhandlungsrunde 
weiterhin in bezug auf die strittige Frage 
des Beschäftigungsgrades der V U  zur 
Verfügung stehen würden. 

Die kompromisslose Haltung der VU-
Verhandlungsdelegation hatte sich abge­
zeichnet, nachdem das «Vaterland» in 
seiner Freitag-Ausgabe den Titel gesetzt 
hatte: «Jetzt geht es um den Landtags­
präsidenten.» Obwohl die Verhand-
lungsdelegationen nach der  Vorlage ei­
nes Koalitionspapiers von einem «Ge­
samtpaket» gesprochen hatten, insbe­
sondere auch VU-Präsident Oswald 
Kranz, machte sich die VU in den letz­
ten Tagen.daran, Einzelheiten aus die­
sem Gesamtpaket nochmals zur Diskus­
sion und zur Disposition zu stellen^Nach 
ihrer Auffassung sollte zur Durchset­
zung ihrer Ansprüche nochmals über 
Punkte verhandelt werden, die im Ge­
samtpaket bereits geschnürt waren. 

Kompromissvorschlag abgelehnt 
Der  FBP-Landesausschuss hatte sich 

bei der  Frage des Beschäftigungsgrades 

der nebenamtlichen Regierungsmitglie­
der zu einem Kompromiss durchgerun­
gen und angedeutet, dass eine Beschäfti­
gung von zwei Dritteln über  das beste­
hende Besoldungssystem möglich wäre. 
Gleichzeitig aber forderte der  FBP-Lan­
desausschuss, dass zuerst eine Struktur­
reform der Regierung durchgeführt wer­
den sollte, bevor über weitergehende 
Beschäftigungsmodelle mit finanziellen 
und personellen Konsequenzen befun­
den werden könne. Ausserdem beharrte 
der  FBP-Landesausschuss darauf, dass 
das Paket Regierungsreform der Volks­
abstimmung vorgelegt werden müsse, 
damit das Volk in dieser bedeutenden 
staatspolitischen Frage das letzte Wort 
haben könne. 

Die VU-Verhandlungsdelegation, be­
gleitet von entsprechenden Meinungs­
beiträgen im «Vaterland» mit eindeuti­
ger Ausrichtung, beharrte nach Aus­
kunft von FBP-Präsident Dr. Hansjörg 
Marxer am Freitag abend auf ihrem 
Standpunkt. Auch einen ad hoc formu­
lierten Kompromissvorschlag lehnte die 
VU-Verhandlungsdelegation ab, der  fol­
genden Wortlaut hat: «Der Beschäfti­
gungsgrad aller nebenamtlichen Regie­
rungsmitglieder wird im Rahmen von 50 
- 80 Prozent unter der  Voraussetzung er­
höht, dass der Landtag einen entspre­
chenden Beschluss fasst und dieser Be-
schluss der  Volksabstimmung unterbrei­
tet wird. Dieser Beschluss hat sich in­
haltlich mit der Erhöhung des Beschäfti­
gungsgrades, der  Besoldung und den da­
mit verbundenen Folgekosten auseinan­

derzusetzen. Zusammen mit diesem Be­
schluss ist den Stimmbürgerinnen und 
Stimmbürgern eine Abstimmungsinfor-
matioq zu unterbreiten, die die beab­
sichtigte Regierungsreform konzeptio­
nell in ihrem Ausmass darstellt und die 
damit verbundenen Kosten aufschlüs­
selt.» 

Der neuen Situation Rechnung tragen 
In den vergangenen zehn Wochen seit 

den Wahlen, welche die FBP zur man­
datsstärksten Partei machte, weshalb sie 
auch die Initiative zur Bildung der  Ko­
alitionsregierung von FBP und VU er­
griff, zeichnete sich die Haltung der 
FBP-Verhandlungsdelegation dadurch 
aus, dass sie Rücksicht auf die neue Si­
tuation nahm, dass keine der  im Landtag 
vertretenen Parteien über die absolute 
Mehrheit der  Stimmen und der  Mandate 
verfügt. Die der  V U  vorgetragenen Vor­
stellungen über die Bildung einer Koali­
tion waren getragen von der Kompro­
missbereitschaft, u m  zu einer stabilen 
Regierung in möglichst kürzer Zeit zu 
gelangen. Demgegenüber entsprachen 
die Forderungen de r  VU-Verhandlungs­
delegation weitgehend Maximalforde­
rungen, die auch nach dem Vorliegen 
des «Gesamtpakets» wiederholt wurden, 
In der Öffentlichkeit wurde die Taktik 
der  VU-Verhandlungsdelegation mit 
Unverständnis zur Kenntnis genommen, 
weil sie offensichtlich wenig Rücksicht 
auf die veränderten Umstände nahm 
und auch nicht berücksichtigte, dass die 
VU bei den Wahlen zwei Mandate verlo­
ren hatte: Seit Bestehen des Proporz­

wahlrechts musste noch nie eine Partei 
in unserem Land eine derartige Nieder­
lage hinnehmen. 

Wie geht es  weiter? 
Nach dem ergebnislosen Auseinander­

gehen der  beiden Verhandlungsdelega­
tionen zeigten sich die FBP-Unterhänd-
ler enttäuscht über die starre Haltung 
der VU-Delegation, die weder von ihren 
bisherigen Forderungen abrückte noch 
einen Kompromissvorschlag akzeptierte. 

Auf Bedauern stiess die Haltung vor 
allem auch deswegen,, weil die VU-Ver­
handlungsdelegation offensichtlich eine 
Aufstockung der Beschäftigung neben­
amtlicher Regierungsräte auf  80 Prozent 
keiner Volksabstimmung unterstellen 
will. Die FBP aber machte gerade in die­
sem Punkt klar und deutlich, dass eine 
derart gravierende Änderung der Regie­
rungsstruktur mit den verschiedenen 
Konsequenzen nicht am Volk vorbei im 
Rahmen einer Parteienvereinbarung 
durchgesetzt werden könne. FBP-Präsi­
dent Dr. Hansjörg Marxer wollte gestern 
abend aber noch nicht von Scheitern der  
Koalitionsgespräche reden, weil das A n ­
gebot der FBP-Verhandlungsdelegation 
weiterhin bestehe und alle Punkte de r  
Koalitionsvereinbarung mit Ausnahme 
des Beschäftigungsgrades der nebenamt­
lichen Regierungsmitglieder von beiden 
Delegationen ausgehandelt worden sei­
en und er die Hoffnung habe, das die 
Kompromissvorschläge zur Beschäfti­
gungsfrage von den  VU-Gremien akzep­
tiert würden. 

Angebot an VU bleibt aufrecht - UmgehendeGespräche mit der FL 
Der FBP-Präsident Dr. Hansjörg Marxer ist gegen weiteres Hinauszögern der Regierungsbildung 

(M.) - Keinen Hehl aus seiner Enttäu­
schung über die nimmersatte Haltung 
der VU-Verhandlungsdelegation machte 
gestern spätabends nach über dreistün­
digem Ringen um den Abschluss der 
Koalitionsverhandlungen mit der V U  
der FBP-Präsident Hansjörg Marxen 
«Die Gespräche mit der V U  sind ein­
deutig an einem toten Punkt angelangt. 
Ich habe immer darauf hingewiesen, 
dass wir uns bewusst sind, dass die neuen 
Mehrheitsverhältnisse von beiden Seiten 
ein Entgegenkommen fordern. Nun aber 
ist der Zeitpunkt gekommen, um Koali­
tionsmöglichkeiten - konkret mit der 
Freien Liste - zu prüfen.» 

Die Ausgangslage für die Koalitions­
gespräche waren nach den Wahlen vom 
7. Februar 1993 klar, wie der FBP-Präsi­
dent nochmals in Erinnerung ruft: «Ich 
nehme für mich in Anspruch, über den 
Wahlausgang nie triumphiert zu haben, 
muss aber unmissverständlich festhalten, 
dass die FBP als mandatsstärkste Partei 
aus den Wahlen hervorgegangen ist und 
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demzufolge für sich auch die führende 
Rolle in Landtag und Regierung in An­
spruch nimmt. D e r  Wille des Volkes war 
nicht nur in diesem Punkt eindeutig. Es 
gilt auch festzuhalten, dass die VU als 
bisherige Mehrheitspartei gleich zwei 
Mandate verloren hat, was seit Ein­
führung des Proporzwahlrechts 1939 
noch bei keiner Partei der  Fall war. Die  
FBP hat ihre Verantwortung wahrge­
nommen und mit mehreren entgegen­
kommenden Kompromissvorschlägen 
ehrlich versucht, die Grundlagen für 
eine verhandlungfähige Regierung zu 
schaffen. Wer den vom VOLKSBLATT 
am 16. April veröffentlichten Koalitions­
entwurf gelesen hat, mag sich sogar ge­
fragt haben, ob die FBP als Wahlgewin-
nerin nicht sogar zu viel Entgegenkom­
men an den Tag gelegt hat.» 

VU: Nicht alles dem Volk vorlegen 
Schwerpunktmässig wurde bei der  ge­

strigen Verhandlungsrunde über den Be­
schäftigungsgrad der  nebenamtlichen 
Regierungsräte diskutiert. Wie der FBP-
Präsident schon mehrfach zum Aus­
druck gebracht hat, hat eine Regierungs­
reform mit verfassungsmässig garantier­
ter  Mitbestimmung dürch das Volk für 
die FBP hohe Priorität. Will die V U  
demzufolge das Volk bei der  Regie­
rungsreform nicht mitentscheiden las­
sen? Dr. Hansjörg Marxer: «Die V U  will 
den Beschäftigungsgrad sofort auf bis zu 
80 Prozent erhöhen, und diesen Punkt 
nicht de r  Volksabstimmung unterbrei­
ten. Es wurde schon mehrfach a u s g e ­
führt, dass es sich bei de r  Erhöhung des 
Beschäftigungsgrades nicht nur um er­
höhte Ausgaben für Regierungsgehälter 
geht, sondern um weitere personelle und 
organisatorische Konsequenzen. Diesen 
Punkt erachten wir jedoch als wichtigen 
Bestandteil einer Regierungsreform, o b  
wir de facto eine vollamtliche Regierung 
wünschen oder Regierungsräte im Ner  
benamt.» 

Hinauszögerungstaktik der V U  
Die Frage, die sich nun natürlich stellt: 

Sind somit die Koalitionsverhandlungen 
mit de r  V U  gescheitert? Dr. Hansjörg 
Marxer: «Wir haben uns in der  Tat ge-

Ist gegen eine Verfälschung des Wählerwillens: FBP-Präsident Dr. Hansjörg Marxer. 

trennt, ohne einen neuen Termin zu ver­
einbaren. Wir haben klar gesagt, dass 
wir eine grosse Koalition grundsätzlich 
noch immer anstreben und unser Kom­
promissvorschlag vorläufig noch steht. 
Als Gewinnerin der Wahlen können wir 
es uns jedoch im Interesse des Landes 
nicht erlauben, durch endlose Verhand­
lungen und dauernd neue Terminverein­
barungen die Regierungsbildung hinaus­
zuzögern. Denn mit diesem Vorgehen 
will die VU nichts anderes, als das, was 

Hypozinssenkung auf 5,5 Prozent 
Bundesrat Stich rechnet mit Rückbildung a u f  f ü n f  Prozent 

Bern/Zürich (AP) Für Bundesrat Otto 
Stich ist eine weitere Hypothekarzins­
senkung auf 5,5 Prozent angezeigt. Im 
einem Gespräch mit der Nachrichtena­
gentur A P  sagte er, eine Bandbreite des 
Hypozinssatzes von 4,0 bis 5,5 Prozent 
sei für die Zukunft realistisch. Die Ban­
ken sehen aber derzeit keinen Spielraum 
für Senkungen. Für die Baumeister ist 
die Deregulierung vordringlich. 

Manipulation 
oder Versehen? 

Die V U  hat  die Freie Liste 
benützt, um bei den Koalitionsver­
handlungen Druck auf  den Ver­
handlungspartner FBP auszuüben. 
Die Freie Liste wehrte sich in einem 
öffentlichen Schreiben gegen den  
VU-Versuch, die «Verantwortung 
für diesen Kurswechsel» in Sachen 
Beschäftigungsgrad de r  nebenamt­
lichen Regierungsmitglieder über­
nehmen zu müssen. 

Das «Liechtensteiner Vaterland» 
druckte unter einem harmlos er­
scheinenden Titel das Schreiben de r  
Freien Liste ab, doch die entschei­
dende Passage lautet im «Vater­
land» anders als im Original. E s  
fehlte das entscheidende Wort 
«nicht». 

Der Originaltext lautet: «Unter 
anderem machten wir in den mit Ih­
nen geführten Gesprächen vor dem 
Hintergrund der Ä r a  Karlheinz Rit­
ter unsere Vorbehalte gegen die 
Konzentration von zu viel Macht  in 
der  Person des Landtagspräsiden­
ten geltend und befürworteten die 
Anwendung irgendeiner Form des 
Rotationsprinzips. Indessen trifft es 
nicht zu, dass wir dabei ein be­
stimmtes Vorgehen zur Realisie­
rung des Rotationsprinzips an­
gekündigt oder auch nur in Aussicht 
gestellt haben.» 

Das «Vaterland» jedoch verbrei­
tete den entscheidenden Satz ohne 
«nicht», «Indessen trifft es zu», wo­
mit sich das Gegenteil ergab. 

Manipulation d e r  Öffentlichkeit 
oder  Versehen? 

sie bei den Wahlen durch den Volksent­
scheid verloren hat, am Verhand­
lungstisch so weit als möglich wieder 
hereinzuholen.» 

Gespräche mit der Freien Liste 
Was nun aber  sind die nächsten Schrit­

te? Dr. Hansjörg Marxer: «Der nächste 
Schritt ist nun, umgehend mit de r  Freien 
Liste Kontakt hinsichtlich einer mögli­
chen Zusammenarbeit aufzunehmen». 

201 Arbeitslose 
in unserem Land 

Die Zahl der  Arbeitslosen in unserem 
Land steigt wieder an, nachdem die Zah­
len der  Monate Januar und Februar eine 
Trendwende angedeutet hatten. A m  
31. März 1993 waren bei der  Arbeitslo­
senversicherung insgesamt 201 Ganzar­
beitslose registriert. Wie Josef Eberle, 
Leiter der  Abteilung Arbeitslosenversi­
cherung und Arbeitsrecht beim A m t  für 
Volkswirtschaft auf Anfrage bestätigte, 
ist dies die höchste Arbeitslosenziffer, 
die seit Bestehen de r  Arbeitslosenversi­
cherung in unserem Land registriert 
wurde. Die Arbeitslosenquote ist damit 
auf knapp 1 Prozent angestiegen, was 
bedeutet, dass im Durchschnitt jeder 
hundertste Arbeitnehmer ohne Arbeits­
stelle ist. 

Auch die Zahl de r  Kurzarbeiter stieg 
Ende März auf  118 Personen an, wobei 
hier nur die Teilzeitarbeiter aus wirt­
schaftlichen Gründen enthalten sind, 
nicht jedoch wegen witterungsbedingten 
Arbeitsausfällen. 

L I E B E  G E H T  

Zur  Teuerungs- und Zinsentwicklung 
in der Schweiz äusserte sich Stich zuver­
sichtlich: Die  Teuerungsrate werde sich 
bis 1996 bei höchstens 2,5 Prozent hal­
ten, und auch der Sinkflug der  Zinsen sei 
noch nicht beendet. Davon hätten aller­
dings die Hypothekarschuldner bislang 
zu wenig profitiert, offenbar weil der  
Abschreibungsbedarf der  Banken noch 
nicht gedeckt sei. 
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